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46. Gesetz: Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, Landes-Vertragsbedienste-
tengesetz 2000, Salzburger Gemeindebeamtengesetz 1968, Gemeinde-
Vertragsbedienstetengesetz 2001, Magistrats-Bedienstetengesetz und
Salzburger Gleichbehandlungsgesetz; Anderung

46. Gesetz vom 5. Juli 2023, mit dem das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, das
Landes-Vertragsbedienstetengesetz 2000, das Salzburger Gemeindebeamtengesetz 1968,
das Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 2001, das Magistrats-Bedienstetengesetz und
das Salzburger Gleichbehandlungsgesetz geéindert werden

Der Salzburger Landtag hat beschlossen:

Artikel 1

Das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, LGBI Nr 1, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI Nr
121/2022, wird geéndert wie folgt:

1. Nach § 2d wird angefiigt:
swInformationen zum Dienstverhiltnis
§ 2e

Der Beamte ist bei der Begriindung und bei jeder Anderung des offentlichen-rechtlichen Dienstver-
hiltnisses von der Dienstbehorde iiber die wesentlichen Aspekte seines Dienstverhiltnisses zu unterrich-
ten. Die §§ 9 bis 9b L-VBG sind sinngemil mit der MaBBgabe anzuwenden, dass Vertragsbedienstete des
Landes, die in ein 6ffentlich-rechtliches Dienstverhéltnis iibernommen werden, nur tiber die aus diesem
Anlass gednderten Aspekte des Dienstverhéltnisses zu informieren sind.*

2. Im § 3a wird angefiigt:

»(4) Die Probezeit muss im Verhiltnis zur erwarteten Dauer des Vertrags und der Art der Tétigkeit
stehen. Bei einer Verldngerung fiir dieselbe Funktion und dieselben Aufgaben gilt fiir das Dienstverhilt-
nis keine neue Probezeit.*

3. Im § 12i Abs I lautet der zweite Satz: ,,Die Teilbeschiftigung kann befristet oder unbefristet gewahrt
werden; die Dauer der Befristung muss angemessen sein.“

4. Im § 12j Abs I wird nach dem ersten Satz eingefiigt: ,,Wird die Pflegeteilzeit nicht gewihrt, ist dies
schriftlich zu begriinden. Der Beamte hat das Recht am Ende der Pflegeteilzeit zum urspriinglichen Be-
schéftigungsausmaf zurlickzukehren.*

5. Im § 15a Abs 4 wird die Wortfolge ,Jangstens bis zu Beginn der Schulpflicht* durch die Wortfolge
,langstens bis zum achten Lebensjahr* ersetzt.

6. Im § 15e Abs 1 lit a sublit bb entfdllt die Wortfolge ,,im gemeinsamen Haushalt lebenden®.
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7. Im § 15i lautet die Uberschrift: ,,Friihkarenzurlaub®.
8. Im § 130 werden ersetzt:

8.1. in der Z 34 der Ausdruck ,BGBI I Nr 112/2019° durch den Ausdruck ,BGB1 I Nr 112/2019 mit der
MaBgabe, dass ein Anspruch auf Elternurlaub oder flexible Arbeitsregelungen unter Bedachtnahme auf
die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/1158 zu beurteilen ist*;

8.2. in der Z 45 der Ausdruck ,BGB1 I Nr 162/2015% durch den Ausdruck ,BGB1 1 Nr 162/2015 mit der
Mafgabe, dass ein Anspruch auf Elternurlaub oder flexible Arbeitsregelungen unter Bedachtnahme auf
die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/1158 zu beurteilen ist*.

9. § 130a wird gedindert wie folgt:
9.1. Die Z 9 entfllt.

9.2. Der Punkt am Ende der Z 12 wird durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der Z 12 wird angefiigt:

,,13. Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 {iber
transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Européischen Union;

14. Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehdrige und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates.*

10. Im § 136 wird angefiigt:

,(29) Die §§ 2e, 3a Abs 4, 12i Abs 1, 12j Abs 1, 15a Abs 4, 15¢ Abs 1, die Uberschrift des § 15i, die
§§ 130 und 130a in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 46/2023 treten mit dem auf die Kundmachung
dieses Gesetzes folgenden Tag in Kraft.

(30) Die Informationen nach § 2e sind einem Beamten, dessen Dienstverhéltnis vor dem 1. August
2022 begonnen hat, nur auf dessen Verlangen zur Verfiigung zu stellen. Die Informationen nach § 2e iVm
§ 9 Abs 4 L-VBG sind einem Beamten, dessen Entsendung vor dem 1. August 2022 wirksam geworden
ist und noch andauert, nur auf dessen Verlangen zur Verfiigung zu stellen. Das Ausbleiben einer solchen
Aufforderung hat nicht zur Folge, dass der Beamte von den Mindestrechten gemél der Richtlinie (EU)
2019/1152 ausgeschlossen wird.*

Artikel I1

Das Landes-Vertragsbedienstetengesetz 2000, LGBI Nr 4, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI
Nr 27/2023, wird geéndert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.1. Die den § 9 betreffende Zeile wird durch folgende Zeilen ersetzt:
»$ 9 Informationen zum Dienstverhéltnis
§ 9a Bereitstellung von Informationen
§ 9b Information iiber Anderungen des Dienstverhéltnisses*

1.2. Die den § 35b betreffende Zeile lautet:
»$ 35b  Frithkarenzurlaub*

2. Nach § 8 wird eingefiigt:
,wInformationen zum Dienstverhaltnis

§9
(1) Der Vertragsbedienstete ist iiber die wesentlichen Aspekte seines Dienstverhiltnisses zu unter-
richten. Diese umfassen jedenfalls
a) die Personalien der Parteien des Dienstverhiltnisses;
b) entweder
aa) den Dienstort oder

bb) wenn kein fester Dienstort besteht oder kein bestimmter Dienstort vorherrschend ist, einen
Hinweis, dass der Vertragsbedienstete grundsétzlich an verschiedenen Orten titig sein wird

www.ris.bka.gv.at



Sbg. LGBI. Nr. 46/2023 - Kundgemacht am 7. Juli 2023 3vonll

oder seinen Dienstort frei wahlen kann und zusdtzlich Angaben iiber den Sitz des Dienstge-
bers;
¢) die fiir die Besoldung und Verwendung relevanten dienstrechtlichen Merkmale der Verwendung
gemdl den im Dienstvertrag zu treffenden Vereinbarungen gemaf § 10 Abs 2;

d) den Zeitpunkt des Beginns des Dienstverhiltnisses;

e) bei befristeten Dienstverhéltnissen: das Enddatum oder die erwartete Dauer des Dienstverhiltnis-
ses;

f) bei nach landesrechtlichen Bestimmungen zugewiesenen Dienstnehmern die Identitét des entlei-
henden Rechtstrigers;

g) die Dauer und die Bedingungen einer allfdlligen Probezeit;
h) einen allfalligen Anspruch auf vom Dienstgeber bereitgestellte Fortbildungen;
i) das Ausmaf} des Erholungsurlaubs;

j) das bei einer Kiindigung des Dienstverhaltnisses vom Dienstgeber und vom Vertragsbediensteten
einzuhaltende Verfahren, einschlielich der formellen Anforderungen und der Kiindigungsfris-
ten;

k) die Beziige, gegliedert in Monatsentgelt und sonstige Entgeltbestandteile, einschlieBlich der Peri-
odizitdt und der Art der Auszahlung der Vergiitung, auf die der Vertragsbedienstete Anspruch
hat;

1) die Lénge des Standardarbeitstages oder der regelmiBigen Wochendienstzeit des Vertragsbe-
diensteten, gegebenenfalls die Modalitdten und die Vergiitung von Uberstunden sowie die Moda-
litdten von Schicht-oder Wechseldienst;

m) die Angabe der Sozialversicherungstrager, die die Versicherungsbeitrige im Zusammenhang mit
dem Dienstverhéltnis erhalten.

(2) Die Informationen nach Abs 1 lit g bis | kdnnen in Form eines Hinweises auf die Bestimmungen
dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen bereitgestellt werden; hin-
sichtlich Abs 1 lit k ist jedenfalls der nach lit ¢ gebithrende Mindestmonatsbezug anzugeben.

(3) Sofern sie nicht frither bereitgestellt wurden, sind die Informationen gemal3 Abs 1 lita bis e, g, k
und 1 dem Vertragsbediensteten individuell zwischen dem ersten Arbeitstag und spitestens am siebten
Kalendertag in Form eines oder mehrerer Dokumente zur Verfiigung zu stellen. Die iibrigen Informatio-
nen gemifl Abs 1 werden dem Vertragsbediensteten individuell innerhalb eines Monats ab dem ersten
Tag des Dienstverhéltnisses in Form eines Dokuments bereitgestellt.

(4) Wird der Vertragsbedienstete in einem anderen Staat verwendet, so sind ihm vor seiner Abreise
die in Abs 3 genannten Dokumente bereitzustellen. Diese haben zusitzlich folgende Informationen zu
enthalten:

1. die Angabe des Staates oder Staaten, in dem bzw in denen die Dienstleistung im Ausland zu
erbringen ist, und die voraussichtliche Dauer der Verwendung,
2. die Wahrung, in der die Beziige ausgezahlt werden, gegebenenfalls Nebengebiihren und sonstige
Zulagen, Vergiitungen und Abgeltungen ausgezahlt werden,
3. allféllige mit der Verwendung im Ausland verbundene zusétzliche entgeltliche Leistungen und
4. allfillige Angaben dariiber, ob eine Riickfithrung nach Osterreich vorgesehen ist, und die Bedin-
gungen hierfiir.
Die Informationen nach Z 2 kdnnen allenfalls in Form eines Hinweises auf die Bestimmungen dieses
Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen bereitgestellt werden.

(5) Abs 4 findet keine Anwendung, wenn die Dauer jedes einzelnen Arbeitszeitraumes au3erhalb des
Staates, in dem Vertragsbedienstete fiir gewohnlich arbeiten, nicht mehr als vier aufeinanderfolgende
Wochen betrigt.

Bereitstellung von Informationen
§9a

Der Dienstgeber stellt jedem Vertragsbediensteten die Informationen geméf3 § 9 und § 15 schriftlich
zur Verfiigung. Die Informationen sind in Papierform oder — sofern die Informationen fiir den Bedienste-
ten zuginglich sind, gespeichert und ausgedruckt werden kénnen und der Dienstgeber einen Ubermitt-
lungs- oder Empfangsnachweis erhélt in elektronischer Form zur Verfiigung zu stellen und zu iibermit-
teln.
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Information iiber Anderungen des Dienstverhiltnisses
§ 9b

Der Dienstgeber stellt jedem Vertragsbediensteten Informationen iiber Anderungen von in § 9 Abs 1
genannten Aspekten des Dienstverhiltnisses oder iiber Anderungen der zusitzlichen Informationen fiir in
einen anderen Staat entsendeten Bediensteten geméll § 9 Abs 4 bei erster Gelegenheit, spétestens an dem
Tag, an dem diese Anderungen wirksam werden, in Form eines Dokuments zur Verfiigung.“

3. Im § 11 entfillt im Abs 1 der zweite Satz und wird nach Abs 1 eingefiigt:

,»(1a) Ein Dienstverhéltnis auf Probe kann nur fiir die Hochstdauer eines Monats eingegangen wer-
den. Die Dauer der Probezeit muss im Verhiltnis zur erwarteten Dauer des Vertrags und der Art der Té-
tigkeit stehen. Bei einer Vertragsverldngerung fiir dieselbe Funktion und dieselben Aufgaben gilt fiir das
Dienstverhiltnis keine neue Probezeit.*

4. § 12a lautet:
»Fort- und Weiterbildung
§12a

(1) Jeder Vertragsbedienstete hat auch nach Absolvierung der dienstlichen Ausbildung und insbe-
sondere bei einer nicht bloB voriibergehenden Anderung des fachlichen Betitigungsfeldes die bestehen-
den Angebote zur berufsbegleitenden Fort- und Weiterbildung sowie zur Schulung von Fiihrungskriften
entsprechend seiner aktuellen oder beabsichtigten dienstlichen Verwendung sinnvoll zu nutzen. Diese
Verpflichtung besteht nicht, wenn wichtige personliche Griinde die Teilnahme an Kursen, Schulungen,
Vortrigen udgl unzumutbar erscheinen lassen.

(2) Die Kosten einer verpflichtenden Fortbildung trigt der Dienstgeber, sie ist als Dienstzeit anzu-
rechnen und soll moglichst wahrend der Dienstzeit stattfinden.

5. Im § 16a wird nach Abs 3 eingefiigt:

»(3a) Der Dienstgeber priift und antwortet auf die Anregung des Vertragsbediensteten nach Abs 1
innerhalb einer angemessenen Frist. Neben den dienstlichen oder sonstigen ffentlichen Interessen sind
auch die Interessen des Vertragsbediensteten zu beriicksichtigen. Wird trotz Anregung des Vertragsbe-
diensteten keine entsprechende Vereinbarung nach Abs 1 abgeschlossen, ist dies schriftlich zu begriin-
den.”

6. Im § 35 Abs 4 wird die Wortfolge ,lédngstens bis zum Beginn der Schulpflicht durch die Wortfolge
»langstens bis zum achten Lebensjahr* ersezzt.

7. Im § 35b lautet die Uberschrift: ,,Friihkarenzurlaub®.
8. Im § 39 Abs 1 lit a sublit bb entfillt die Wortfolge ,,im gemeinsamen Haushalt lebenden®.
9. Im § 76 Abs I werden ersetzt:

9.1. in der Z 27 der Ausdruck ,BGBI I Nr 112/2019 durch den Ausdruck ,BGBI I Nr 112/2019 mit der
Malfigabe, dass ein Anspruch auf Elternurlaub oder flexible Arbeitsregelungen unter Bedachtnahme auf
die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/1158 zu beurteilen ist*;

9.2. in der Z 35 der Ausdruck ,BGBI I Nr 162/2015“ durch den Ausdruck ,BGBI I Nr 162/2015 mit der
Malfigabe, dass ein Anspruch auf Elternurlaub oder flexible Arbeitsregelungen unter Bedachtnahme auf
die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/1158 zu beurteilen ist*.

10. § 76a wird gedndert wie folgt:
10.1. Die Z 10 entfdllt.

10.2. Der Punkt am Ende der Z 13 wird durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der Z 13 wird angefiigt:

,»14. Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 iiber
transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Européischen Union;

15. Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehorige und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates*
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11. Im § 87 wird angefiigt:

",,(25) Das Inhaltsverzeichnis und die §§ 9, 9a, 9b, 11 Abs 1 und 1a, (§) 12a, 16a Abs 3a, 35 Abs 4,
die Uberschrift des § 35b, die §§ 39 Abs 1, 76 Abs 1 und (§) 76a in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr
46/2023 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Tag in Kraft.

(26) Die Informationen nach § 9 Abs 3 und § 9b sind einem Vertragsbediensteten, dessen Dienstver-
hiltnis vor dem 1. August 2022 begonnen hat, nur auf dessen Verlangen zur Verfiigung zu stellen. Die
Informationen nach § 9 Abs 4 sind einem Vertragsbediensteten, dessen Entsendung vor dem 1. August
2022 wirksam geworden ist und noch andauert, nur auf dessen Verlangen zur Verfligung zu stellen. Das
Ausbleiben einer solchen Aufforderung hat nicht zur Folge, dass der Vertragsbedienstete von den Minde-
strechten gemdfB Richtlinie (EU) 2019/1152 ausgeschlossen wird.*

Artikel I11

Das Salzburger Gemeindebeamtengesetz 1968, LGBI Nr 27, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI
Nr 79/2022, wird geéndert wie folgt:

1.Im § 79 wird ersetzt:

1.1. In der Z 20 das Zitat ,BGBI1 I Nr 123/2004“ durch das Zitat ,,BGB1 I Nr 123/2004 mit der Maligabe,
dass ein Anspruch auf Elternurlaub oder flexible Arbeitsregelungen unter Bedachtnahme auf die Bestim-
mungen der Richtlinie (EU) 2019/1158 zu beurteilen ist*,

1.2. In der Z 24 das Zitat ,,BGBI I Nr 124/2004* durch das Zitat ,,BGBI I Nr 124/2004 mit der Maligabe,
dass ein Anspruch auf Elternurlaub oder flexible Arbeitsregelungen unter Bedachtnahme auf die Bestim-
mungen der Richtlinie (EU) 2019/1158 zu beurteilen ist*.

2. Im § 84 wird angefiigt:

»(9) § 79 sowie die Anlage in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 46/2023 treten mit dem auf die
Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Tag in Kraft.“

3. In der Anlage wird in der Z 1 angefiigt: ,,Art1 der 2. Dienstrechts-Novelle 2022, BGBl I Nr
205/2022;

Artikel IV

Das Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 2001, LGBI Nr 17/2002, zuletzt geandert durch das Ge-
setz LGBI Nr 121/2022, wird geéndert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 10a betreffende Zeile eingefiigt:
»$ 10b Informationen zum Dienstverhiltnis
§ 10c Bereitstellung von Informationen
§ 10d Information iiber Anderungen des Dienstverhéltnisses*

2. § 10a wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:
,Probezeit
§ 10a

Ein Dienstverhéltnis auf Probe kann nur fiir die Hochstdauer von drei Monaten eingegangen werden.
Die Dauer der Probezeit muss im Verhéltnis zur erwarteten Dauer des Vertrags und der Art der Tatigkeit
stehen. Bei einer Vertragsverldngerung fiir dieselbe Funktion und dieselben Aufgaben gilt fiir das Dienst-
verhéltnis keine neue Probezeit.

Informationen zum Dienstverhéltnis
§ 10b

(1) Vertragsbedienstete sind iiber die wesentlichen Aspekte ihres Dienstverhéltnisses zu unterrichten.
Diese umfassen jedenfalls
a) die Personalien der Parteien des Dienstverhiltnisses;
b) entweder
aa) den Dienstort oder
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bb) wenn kein fester Dienstort besteht oder kein bestimmter Dienstort vorherrschend ist, einen
Hinweis, dass die oder der Vertragsbedienstete grundsétzlich an verschiedenen Orten tétig
sein wird oder ihren bzw seinen Dienstort frei wéihlen kann und zusitzlich Angaben iiber den
Sitz der Dienstgebergemeinde;

¢) die fiir die Besoldung und Verwendung relevanten dienstrechtlichen Merkmale der Verwendung
gemil den im Dienstvertrag zu treffenden Vereinbarungen gemaf3 § 10 Abs 2;

d) den Zeitpunkt des Beginns des Dienstverhéltnisses;

e) bei befristeten Dienstverhéltnissen: das Enddatum oder die erwartete Dauer des Dienstverhiltnis-
ses;

f) bei gemaB § 14 dienstzugewiesenen Dienstnehmern die Identitét des entleihenden Rechtstrégers;

g) die Dauer und die Bedingungen einer allfdlligen Probezeit;

h) einen allfilligen Anspruch auf von der Dienstgebergemeinde bereitgestellte Fortbildungen;

i) das Ausmalf} des Erholungsurlaubs;

j) das bei einer Kiindigung des Dienstverhéltnisses von der Dienstgebergemeinde und von den
Vertragsbediensteten einzuhaltende Verfahren, einschlielich der formellen Anforderungen und
der Kiindigungsfristen;

k) die Beziige, gegliedert in Monatsentgelt und sonstige Entgeltbestandteile, einschlieBlich der Peri-
odizitdt und der Art der Auszahlung der Vergiitung, auf die Vertragsbedienstete Anspruch haben;

1) die Lénge des Standardarbeitstages oder der regelméBigen Wochendienstzeit der Vertragsbe-
diensteten, gegebenenfalls die Modalitdten und die Vergiitung von Uberstunden sowie die Moda-
litdten von Schicht-oder Wechseldienst;

m) die Angabe der Sozialversicherungstriger, die die Versicherungsbeitrdge im Zusammenhang mit
dem Dienstverhiltnis erhalten.

(2) Die Informationen nach Abs 1 lit g bis | kdnnen in Form eines Hinweises auf die Bestimmungen
dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen bereitgestellt werden; hin-
sichtlich Abs 1 lit k ist jedenfalls der auf Grund der Zuweisung nach lit ¢ gebiihrende Mindestmonatsbe-
zug anzugeben.

(3) Sofern sie nicht frither bereitgestellt wurden, sind die Informationen gemall Abs 1 lita bis e, g, k
und 1 der oder dem Vertragsbediensteten individuell zwischen dem ersten Arbeitstag und spitestens am
siebten Kalendertag in Form eines oder mehrerer Dokumente zur Verfligung zu stellen. Die {ibrigen In-
formationen gemaB3 Abs 1 werden der oder dem Vertragsbediensteten individuell innerhalb eines Monats
ab dem ersten Tag des Dienstverhéltnisses in Form eines Dokuments bereitgestellt.

(4) Werden Vertragsbedienstete in einem anderen Staat verwendet, so sind ihnen vor der Abreise die
in Abs 3 genannten Dokumente bereitzustellen. Diese haben zusitzlich folgende Informationen zu enthal-
ten:

1. die Angabe des Staates oder der Staaten, in dem bzw in denen die Dienstleistung im Ausland zu
erbringen ist, und die voraussichtliche Dauer der Verwendung,

2. die Wahrung, in der die Bezlige ausgezahlt werden, gegebenenfalls Nebengebiihren und sonsti-
gen Zulagen, Vergiitungen und Abgeltungen ausgezahlt werden,

3. allfillige mit der Verwendung im Ausland verbundene zusétzliche entgeltliche Leistungen und
4. allfillige Angaben dariiber, ob eine Riickfithrung nach Osterreich vorgesehen ist, und die Bedin-
gungen hierfir.
Die Informationen nach Z 2 konnen allenfalls in Form eines Hinweises auf die Bestimmungen dieses
Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen bereitgestellt werden.

(5) Abs 4 findet keine Anwendung, wenn die Dauer jedes einzelnen Arbeitszeitraumes au3erhalb des

Staates, in dem Vertragsbedienstete fiir gewdhnlich arbeiten, nicht mehr als vier aufeinanderfolgende
Wochen betrigt.

Bereitstellung von Informationen
§ 10c

Die Dienstgebergemeinde stellt jeder bzw jedem Vertragsbediensteten die Informationen gemaif3
§ 10b und § 15 schriftlich zur Verfiigung. Die Informationen sind in Papierform oder — sofern die Infor-
mationen fiir den Beamten zugénglich sind, gespeichert und ausgedruckt werden kénnen und die Dienst-
gebergemeinde einen Ubermittlungs- oder Empfangsnachweis erhilt in elektronischer Form zur Verfii-
gung zu stellen und zu tibermitteln.
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Information iiber Anderungen des Dienstverhiltnisses
§ 10d

Die Dienstgebergemeinde stellt jeder bzw jedem Vertragsbediensteten Informationen iiber Anderun-
gen von in § 10b Abs 1 genannten Aspekten des Dienstverhiltnisses oder iiber Anderungen der zusitzli-
chen Informationen fiir in einen anderen Staat entsendeten Bedienstete gemill § 10b Abs 4 bei erster
Gelegenheit, spitestens an dem Tag, an dem diese Anderungen wirksam werden, in Form eines Doku-
ments zur Verfiigung.*

3. Im § 12g wird angefiigt: ,,Die Kosten einer verpflichtenden Fortbildung trigt die Dienstgebergemeinde,
sie ist als Dienstzeit anzurechnen und soll moglichst wahrend der Dienstzeit stattfinden.

4. Im § 37 wird angefiigt:

,»(4) Die Teilbeschiftigung kann befristet oder unbefristet gewdhrt werden; die Dauer der Befristung
muss angemessen sein.*

5. Im § 37a wird nach Abs 1 eingefiigt:

»(1a) Wird die Pflegeteilzeit nicht gewéhrt, ist dies schriftlich zu begriinden. Die oder der Bedienste-
te hat das Recht, am Ende der Pflegeteilzeit zum urspriinglichen Beschéftigungsausmal zuriickzukehren.*

6. Im § 50 Abs 4 Z 1 wird die Wortfolge ,Jangstens bis zum Beginn der Schulpflicht* durch die Wortfolge
,langstens bis zum achten Lebensjahr* ersezzt.

7.Im § 55 Abs 1 Z 1 entfdllt die Wortfolge ,,im gemeinsamen Haushalt lebenden®.
7a. Im § 116 Abs 2 Z 9a entfdllt das Wort ,,wenn“.
8. Im § 127 Abs I werden ersetzt:

8.1. in der Z 32 der Ausdruck ,BGBI I Nr 87/2022% durch den Ausdruck ,BGBI I Nr 87/2022 mit der
Malfgabe, dass ein Anspruch auf Elternurlaub oder flexible Arbeitsregelungen unter Bedachtnahme auf
die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/1158 zu beurteilen ist“;

8.2. in der Z 38 der Ausdruck ,BGBI I Nr 153/2020° durch den Ausdruck ,BGBI I Nr 153/2020 mit der
Mafgabe, dass ein Anspruch auf Elternurlaub oder flexible Arbeitsregelungen unter Bedachtnahme auf
die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/1158 zu beurteilen ist®.

9. § 127a wird gedndert wie folgt:
9.1. Die Z 11 entfdllt.

9.2. Der Punkt am Ende der Z 14 wird durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der Z 14 wird angefiigt:
»15. Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 iiber
transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Européischen Union;
16. Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehorige und zur Aufthe-
bung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates.*

10. Im § 130 wird angefiigt:

»(23) Die §§ 10a bis 10d, 12g, 37 Abs 4, 37a Abs la, 50 Abs 4, 55 Abs 1, 116 Abs 2, 127 Abs 1 und
(§) 127a in der Fassung des Gesetzes LGB1 Nr 46/2023 treten mit dem auf die Kundmachung folgenden
Tag in Kraft.

(24) Die Informationen nach § 10b Abs3 und § 10d sind einem Vertragsbediensteten, dessen
Dienstverhaltnis vor dem 1. August 2022 begonnen hat, nur auf dessen Verlangen zur Verfiigung zu stel-
len. Die Informationen nach § 9 Abs 4 sind einem Vertragsbediensteten, dessen Entsendung vor dem
1. August 2022 wirksam geworden ist und noch andauert, nur auf dessen Verlangen zur Verfligung zu
stellen. Das Ausbleiben einer solchen Aufforderung hat nicht zur Folge, dass der Vertragsbedienstete von
den Mindestrechten geméf Richtlinie (EU) 2019/1152 ausgeschlossen wird.*
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Artikel V

Das Magistrats-Bedienstetengesetz, LGBl Nr 51/2012, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI Nr
121/2022, wird geéndert wie folgt:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Anderungen vorgenommen:

1.1. Nach der den § 6 betreffenden Zeile wird eingefiigt:
3 6a Informationen zum Dienstverhéltnis*

1.2. Nach der den § 22 betreffenden Zeile wird eingefiigt:
,»3 22a Informationen zum Dienstverhiltnis
§ 22b Bereitstellung von Informationen
§ 22¢ Information iiber Anderungen des Dienstverhiltnisses*

2. Nach § 6 wird eingefiigt:
,wInformationen zum Dienstverhéltnis
§ 6a

Beamtinnen und Beamte sind bei der Begriindung und bei jeder Anderung des &ffentlichen-
rechtlichen Dienstverhéltnisses von der Dienstbehorde iiber die wesentlichen Aspekte ihres bzw seines
Dienstverhéltnisses zu unterrichten. Die §§ 22a bis 22¢ dieses Gesetzes sind dabei sinngeméfl mit der
MaBgabe anzuwenden, dass Vertragsbedienstete der Stadt, die in ein &ffentlich-rechtliches Dienstverhélt-
nis {ibernommen werden, nur iiber die aus diesem Anlass gednderten Aspekte des Dienstverhéltnisses zu
informieren sind.*

3. Im § 9 wird angefiigt:

,(5) Die Probezeit muss im Verhéltnis zur erwarteten Dauer des Vertrags und der Art der Tétigkeit
stehen. Bei einer Verlidngerung fiir dieselbe Funktion und dieselben Aufgaben gilt fiir das Dienstverhélt-
nis keine neue Probezeit.*

4. Nach § 22 wird eingefiigt:
swInformationen zum Dienstverhiltnis
§22a
(1) Vertragsbedienstete sind iiber die wesentlichen Aspekte ihres Dienstverhéltnisses zu unterrichten.
Diese umfassen jedenfalls
a) die Personalien der Parteien des Dienstverhiltnisses;
b) entweder
aa) den Dienstort oder
bb) wenn kein fester Dienstort besteht oder kein bestimmter Dienstort vorherrschend ist, einen
Hinweis, dass die oder der Vertragsbedienstete grundsitzlich an verschiedenen Orten tdtig
sein wird oder seinen Dienstort frei wéihlen kann und zusitzlich Angaben tiber den Sitz der
Dienstgeberin;
c) die fiir die Besoldung und Verwendung relevanten dienstrechtlichen Merkmale der Verwendung
gemil den im Dienstvertrag zu treffenden Vereinbarungen gemaf3 § 22 Abs 2;
d) den Zeitpunkt des Beginns des Dienstverhéltnisses;

e) bei befristeten Dienstverhdltnissen: das Enddatum oder die erwartete Dauer des Dienstverhiltnis-
ses;

f) bei nach landesrechtlichen Bestimmungen zugewiesenen Dienstnehmern die Identitit des entlei-
henden Rechtstrigers;

g) die Dauer und die Bedingungen einer allfdlligen Probezeit;
h) einen allfilligen Anspruch auf von der Dienstgeberin bereitgestellte Fortbildungen;
i) das Ausmaf des Erholungsurlaubs;

j) das bei einer Kiindigung des Dienstverhéltnisses von der Dienstgeberin und von der oder dem
Vertragsbediensteten einzuhaltende Verfahren, einschlieBlich der formellen Anforderungen und
der Kiindigungsfristen;
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k) die Beziige, gegliedert in das Gehalt und sonstige Entgeltbestandteile, einschlieBlich der Periodi-
zitdt und der Art der Auszahlung der Vergiitung, auf die die oder der Vertragsbedienstete An-
spruch hat;

) die Lange des Standardarbeitstages oder der regelmiBigen Wochendienstzeit des Vertragsbe-
diensteten, gegebenenfalls die Modalititen und die Vergiitung von Uberstunden sowie die Moda-
litaten von Schicht-oder Wechseldienst;

m) die Angabe der Sozialversicherungstrager, die die Versicherungsbeitrige im Zusammenhang mit
dem Dienstverhiltnis erhalten.

(2) Die Informationen nach Abs 1 lit g bis | kdnnen in Form eines Hinweises auf die Bestimmungen
dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen bereitgestellt werden; hin-
sichtlich Abs 1 lit k ist jedenfalls der auf Grund der Zuweisung nach lit ¢ gebiihrende Mindestmonatsbe-
zug anzugeben.

(3) Sofern sie nicht friiher bereitgestellt wurden, sind die Informationen geméf3 Abs 1 lita bise, g, k
und I der oder dem Vertragsbediensteten individuell zwischen dem ersten Arbeitstag und spitestens am
siebten Kalendertag in Form eines oder mehrerer Dokumente zur Verfligung zu stellen. Die {ibrigen In-
formationen geméll Abs 1 werden der oder dem Vertragsbediensteten individuell innerhalb eines Monats
ab dem ersten Tag des Dienstverhéltnisses in Form eines Dokuments bereitgestellt.

(4) Werden Vertragsbedienstete in einem anderen Staat verwendet, so sind ihnen vor der Abreise die
in Abs 3 genannten Dokumente bereitzustellen. Diese haben zusitzlich folgende Informationen zu enthal-
ten:

1. die Angabe des Staates oder Staaten, in dem bzw in denen die Dienstleistung im Ausland zu
erbringen ist, und die voraussichtliche Dauer der Verwendung,
2. die Wiahrung, in der die Beziige ausgezahlt werden, gegebenenfalls Nebengebiihren und sonsti-
gen Zulagen, Vergiitungen und Abgeltungen ausgezahlt werden,
3. allfdllige mit der Verwendung im Ausland verbundene zusétzliche entgeltliche Leistungen und
4. allfillige Angaben dariiber, ob eine Riickfiihrung nach Osterreich vorgesehen ist, und die Bedin-
gungen hierfiir.
Die Informationen nach Z 2 konnen allenfalls in Form eines Hinweises auf die Bestimmungen dieses
Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen bereitgestellt werden.

(5) Abs 4 findet keine Anwendung, wenn die Dauer jedes einzelnen Arbeitszeitraumes auB3erhalb des
Staates, in dem die oder der Vertragsbedienstete fiir gewohnlich arbeitet, nicht mehr als vier aufeinander-
folgende Wochen betrégt.

Bereitstellung von Informationen
§ 22b

Die Dienstgeberin stellt jeder bzw jedem Vertragsbediensteten die Informationen gemil § 22a
schriftlich zur Verfiigung. Die Informationen sind in Papierform oder — sofern die Informationen fiir den
Bediensteten zugénglich sind, gespeichert und ausgedruckt werden kdnnen und der Dienstgeber einen
Ubermittlungs- oder Empfangsnachweis erhilt in elektronischer Form zur Verfiigung zu stellen und zu
ibermitteln.

Information iiber Anderungen des Dienstverhiltnisses
§ 22¢
Die Dienstgeberin stellt jeder bzw jedem Vertragsbediensteten Informationen tber Anderungen von
in § 22a Abs 1 genannten Aspekten des Dienstverhéltnisses oder liber Anderungen der zusétzlichen In-
formationen fiir in einen anderen Staat entsendeten Bediensteten gemill § 22a Abs 4 bei erster Gelegen-

heit, spitestens an dem Tag, an dem diese Anderungen wirksam werden, in Form eines Dokuments zur
Verfiigung.*

5. Im § 23 entfdllt im Abs 1 der zweite Satz und wird nach Abs 1 eingefiigt:

»(1a) Ein Dienstverhéltnis auf Probe kann nur fiir die Hochstdauer eines Monats eingegangen wer-
den. Die Dauer der Probezeit muss im Verhéltnis zur erwarteten Dauer des Vertrags und der Art der Ta-
tigkeit stehen. Bei einer Vertragsverldngerung fiir dieselbe Funktion und dieselben Aufgaben gilt fiir das
Dienstverhéltnis keine neue Probezeit.*

www.ris.bka.gv.at



Sbg. LGBI. Nr. 46/2023 - Kundgemacht am 7. Juli 2023 10 von 11

6. Im § 38 wird angefiigt:

,»(3) Die Kosten einer verpflichtenden Fortbildung trigt die Dienstgeberin; die Fortbildung ist als
Dienstzeit anzurechnen und soll moéglichst wahrend der Dienstzeit stattfinden.

7. Im § 39c wird nach Abs 2 eingefiigt:

»(2a) Anregungen von Bediensteten zur Erteilung einer solchen Anordnung priift die Dienstgeberin
und antwortet darauf innerhalb einer angemessenen Frist. Neben den dienstlichen oder sonstigen dffentli-
chen Interessen sind auch die Interessen der oder des Bediensteten zu beriicksichtigen. Wird trotz Anre-
gung des Vertragsbediensteten keine entsprechende Anordnung nach Abs 1 vorgenommen, ist dies
schriftlich zu begriinden.

8. § 71 Abs 4 lautet:

»(4) Die Teilbeschiftigung kann befristet und unbefristet gewéhrt werden. Die Dauer der Befristung
muss angemessen sein.*

9. Im § 72a wird nach Abs 1 eingefiigt:

»(1a) Wird die Pflegeteilzeit nicht gewéhrt, ist dies schriftlich zu begriinden. Die oder der Bedienste-
te hat das Recht, am Ende der Pflegeteilzeit zum urspriinglichen Beschéftigungsausmal zuriickzukehren.*

10. Im § 85 Abs 4 Z 1 wird die Wortfolge ,langstens bis zum Beginn der Schulpflicht™ durch die Wortfol-
ge ,langstens bis zum achten Lebensjahr* ersetzt.

11. Im § 90 werden folgende Anderungen vorgenommen:

11.1. Im Abs 1 Z 1 entfillt die Wortfolge ,,im gemeinsamen Haushalt lebenden®.
11.2. Abs 9 entfdllt.

12.Im § 216 Abs I werden ersetzt:

12.1. in der Z 23 der Ausdruck ,BGB1 1 Nr 87/2022% durch den Ausdruck ,BGB1 I Nr 87/2022 mit der
Malfgabe, dass ein Anspruch auf Elternurlaub oder flexible Arbeitsregelungen unter Bedachtnahme auf
die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/1158 zu beurteilen ist“;

12.2. in der Z 31 der Ausdruck ,BGBI1 1 Nr 153/2020% durch den Ausdruck ,BGBI1 I Nr 153/2020 mit der
Malfgabe, dass ein Anspruch auf Elternurlaub oder flexible Arbeitsregelungen unter Bedachtnahme auf
die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/1158 zu beurteilen ist*.

13. § 217 wird gedndert wie folgt:
13.1. Die Z 14 entfdllt.

13.2. Der Punkt am Ende der Z 17 wird durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der Z 17 wird angefiigt:

,18. Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 {iber
transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Europdischen Union;

19. Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehorige und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates.*

14. Im § 223 wird angefiigt:

»(3) Die §§ 6a, 9 Abs 5, 22a, 22b, 22¢, 23 Abs 1 und la, 38 Abs 3, 39¢c Abs2a, 71 Abs 4, 72a
Abs 1a, 85 Abs 4, 90 Abs 1, 216 Abs 1 und (§) 217 in der Fassung des Gesetzes LGBI Nr 46/2023 treten
mit dem auf die Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Tag in Kraft. Gleichzeitig tritt § 90 Abs 9 au-
Ber Kraft.

(4) Die Informationen nach § 22a Abs 3 und § 22c¢ sind Bediensteten, deren Dienstverhédltnis vor
dem 1. August 2022 begonnen hat, nur auf Verlangen zur Verfiigung zu stellen. Die Informationen nach
§ 22a Abs 4 sind Bediensteten, deren Entsendung vor dem 1. August 2022 wirksam geworden ist und
noch andauert, nur auf Verlangen zur Verfiigung zu stellen. Das Ausbleiben einer solchen Aufforderung
hat nicht zur Folge, dass der Vertragsbedienstete von den Mindestrechten gemil Richtlinie (EU)
2019/1152 ausgeschlossen wird.*
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Artikel VI

Das Salzburger Gleichbehandlungsgesetz, LGBl Nr 31/2006, zuletzt gedndert durch das Gesetz
LGBI Nr 56/2021, wird geéndert wie folgt:

1. Im § 1 wird nach der Z 1 eingefiigt:

,»la. jede Diskriminierung von Eltern oder pflegenden Angehorigen auf Grund der Beantragung oder
Inanspruchnahme von Mallnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben nach der Richt-
linie (EU) 2019/1158 zu vermeiden, insbesondere bei Anspriichen auf Elternzeit (Elternurlaub),
Arbeitsfreistellungen nach Art 7 der Richtlinie und flexible Arbeitsregelungen (Art 9 der Richtli-
nie);"

2. Im § 10 Abs 1 wird das Zitat ,,§ 1 Abs 1 Z 1°“ durch das Zitat ,,§ 1 Z 1 oder Z 1a* ersetzt.

3. Im § 18 wird im Abs 1 und 2 jeweils das Zitat ,,§ 1 Z 1 durch das Zitat ,§ 1 Z 1 oder Z 1a“ ersetzt.
4. Im § 19a wird das Zitat ,,§ 1 Abs 1° durch das Zitat ,§ 1 Z 1 Abs 1 und Z 1a“ ersetzt.

5. Im § 28 Abs 1 wird das Zitat ,,§ 1 durch das Zitat ,,§ 1 Z. 1 ersetzt.

6. Im § 37 Abs 2 wird im ersten Satz das Zitat ,,Abs 1 Z 4“ durch das Zitat ,,Abs 1 Z 3 ersetzt.

7. Im § 38 wird nach Abs 3 eingefiigt:

»(3a) Sitzungen der Kommission konnen auch in Form einer Video- oder Telefonkonferenz durchge-
fithrt werden. Die per Videokonferenz zugeschalteten Mitglieder gelten als anwesend und konnen an der
Abstimmung in der Weise teilnehmen, dass sie ihre Stimme nach persoénlichem Aufruf durch die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden miindlich abgeben. In dringenden Féllen kann die oder der Vorsitzende eine
Beschlussfassung auf schriftlichem Weg veranlassen (Umlaufbeschluss).*

8. Im § 40 Abs 1 wird das Zitat ,,§ 1 Z 1 durch das Zitat ,,§ 1 Z 1 und Z 1a* ersetzt.

9. Im § 51 wird der Punkt am Ende der Z 7 durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der Z 7 angefiigt:

»38. Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben fiir Eltern und pflegende Angehorige und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2010/18/EU des Rates.*

10. Im § 54 wird angefiigt:

»(13) Die §§ 1, 10 Abs 1, 18 Abs 1 und 2, 19a, 28 Abs 1, 37 Abs 2, 38 Abs 3a, 40 Abs 1 und (§) 51
in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 46/2023 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Gesetzes
folgenden Tag in Kraft.“

Pallauf

Haslauer

Dieses Dokument ist amtssigniert.

#= LAND
‘gg SALZBURG Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels oder der elektronischen
— Signatur finden Sie unter: www.salzburg.gv.at/amtssignatur
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	4. Im § 19a wird das Zitat „§ 1 Abs 1“ durch das Zitat „§ 1 Z 1 Abs 1 und Z 1a“ ersetzt.
	5. Im § 28 Abs 1 wird das Zitat „§ 1“ durch das Zitat „§ 1 Z 1“ ersetzt.
	6. Im § 37 Abs 2 wird im ersten Satz das Zitat „Abs 1 Z 4“ durch das Zitat „Abs 1 Z 3“ ersetzt.
	7. Im § 38 wird nach Abs 3 eingefügt:
	8. Im § 40 Abs 1 wird das Zitat „§ 1 Z 1“ durch das Zitat „§ 1 Z 1 und Z 1a“ ersetzt.
	9. Im § 51 wird der Punkt am Ende der Z 7 durch einen Strichpunkt ersetzt und nach der Z 7 angefügt:
	10. Im § 54 wird angefügt:
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